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Wird China zum neuen Modell für 
soziale Stabilität?
Günter Schucher und Kawsu Ceesay
Chinesische Medien berichteten umfangreich über die Unruhen von Anfang August in 
London und die Reaktion der britischen Regierung. Sie brachten u.a. Beijing als erneu-
ten Ausrichter der nächsten Olympischen Spiele in die Diskussion und druckten sogar 
Kommentare, nach denen der westliche Wohlfahrtsstaat als Modell für good governance 
ausgedient habe.
Analyse
Anders als auf wirtschaftlichem Gebiet sieht sich China im sozialen Bereich noch nicht 
als neues Modell, sondern betont eher das gegenseitige und gemeinsame Lernen. Aber 
es fühlt sich durch die Aufrufe des britischen Premiers Cameron zu staatlicher Gewalt 
und Einschränkung des Internets im Kampf gegen Unruhestifter in den eigenen Bemü-
hungen um Stabilität und soziales Management bestätigt. Angesichts zunehmend kom-
plexer werdender gesellschaftlicher Beziehungen sind auch in China neue Formen der 
sozialen Integration erforderlich. Partei- und Regierungschef Hu Jintao stellte dafür auf 
mehreren hochrangigen Treffen sein Konzept des „sozialen Managements“ vor.
  Da seit vielen Jahren die sozialen Widersprüche in China zunehmen und sie auf-
grund fehlender Mediationsinstitutionen häufig in Form von Protesten, z.T. auch 
gewaltsam, zum Ausbruch kommen, fordert Hu mehr „Innovation“ im Verhält-
nis zwischen Partei, Kommunen und Bevölkerung. Ziel soll sein, Konfliktpotenzial 
rechtzeitig zu erkennen bzw. bereits im Vorfeld durch Berücksichtigung der Bevöl-
kerungsinteressen zu vermeiden.
  Allerdings werden diese Vorschläge für mehr Bürgerbeteiligung zugleich durch die 
Forderung einer verbesserten Überwachung und Kontrolle konterkariert. Einem 
top-down-Ansatz folgend lässt die Partei nicht von ihrer Führungsrolle ab und eröff-
net den lokalen Regierungen so hinreichend Möglichkeiten, an überkommenen Me-
thoden zur Unterdrückung und Verschleierung von Konflikten festzuhalten.
  Partei- und Zentralregierung selbst tragen durch Anweisungen und Evaluierungs-
richtlinien für lokale Kader, aber auch durch eigenes Verhalten, dazu bei, dass der 
Information und Partizipation der Bevölkerung enge Grenzen gesetzt bleiben. Kri-
tische Intellektuelle und ehemalige Kader erheben dagegen ihre Stimme und for-
dern ein neues Verständnis der Zivilgesellschaft sowie mehr Offenheit. Die wach-
sende Schar der Nutzer sozialer Medien trägt ihrerseits dazu bei, dass Befürworter 
der Meinungsvielfalt z.T. auch in der Parteizeitung zu Wort kommen.
  Die Neugestaltung des Verhältnisses von Parteistaat zur Gesellschaft bleibt für Chi-
nas Führung eine Herausforderung ersten Ranges. Solange sie aber der Gesellschaft 
misstraut, wird sie diese Herausforderung nicht bewältigen können.
Schlagwörter: Volksrepublik China, soziales Management, Transparenz, Partizipation
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Wer im Glashaus sitzt …
„Wenn dies woanders passiert wäre, hätte das 
Chaos einen Namen erhalten, z.B. ‚Chrysanthe-
men Revolution‘…“, beklagte die Global Times, 
englischsprachige Tochter der chinesischen Par-
teizeitung Renmin Ribao, die Hypokrisie westlicher 
Medien, Politiker und Menschenrechtler. In Lon-
don könne es keine „Revolution“ oder „Unterdrü-
ckung“ geben wie bei „ähnlichen Gewaltausbrü-
chen … von Afrika bis China“. Und die Renmin 
Ribao selbst ließ einen indischen Lehrer in Beijing 
zu Wort kommen, der den Westen als Modell für 
good governance am Ende sieht. Aus den Reakti-
onen von Englands Premier Cameron zogen die 
chinesischen Kommentatoren die nicht unwill-
kommenen Schlüsse, dass eben alle Regierungen 
bei Unruhen die öffentliche Sicherheit mithilfe der 
Polizei in den Griff bekommen müssten und dass 
auch eine Einschränkung der Internetfreiheit sinn-
voll sei (Global Times 2011a, 2011b; Singh 2011).
Eine gewisse Logik ist der chinesischen Medi-
enschelte nicht abzusprechen, zumal es zumin-
dest oberflächlich gesehen durchaus Parallelen 
zwischen den Ereignissen in England und China 
gibt. So beschwören einerseits die englischen Poli-
tiker ein nostalgisch geprägtes, konservatives Ge-
sellschaftsbild, sprechen von „moralischem Nie-
dergang und schlechten Verhalten“ und wollen 
die „kaputte Gesellschaft“ durch moralische Er-
ziehung und staatliche Härte „reparieren“, ei-
ne Einstellung, die die chinesische Führung si-
cherlich teilen kann. Andererseits verweisen So- 
ziologen darauf, dass auch der britische Staat mit 
seinen Einschnitten im Arbeits-, Sozial- und Bil-
dungssystem den Gesellschaftsvertrag gekündigt 
und damit den Hobbes‘schen „natürlichen Men-
schen“ von seinen Pflichten entbunden habe (Sen-
nett und Sassen 2011; Soeffner 2011).1 Nun hat 
zwar der chinesische Staat seine Ausgaben und 
gesetzlichen Aktivitäten im sozialen Bereich in 
den letzten Jahren gesteigert, aber dies geschah 
auch hier erst nach Jahrzehnten des Rückzugs 
und unter dem Eindruck einer wachsenden so-
zialen Kluft zwischen Arm und Reich, Stadt und 
Land, Inlands- und Küstenregionen.
Die chinesische Führung konstatiert – nach der 
Auflösung der ehemals integrierenden Instituti-
onen (wie der danwei) und angesichts voranschrei-
1 Eine wachsende Distanz zwischen Bürgern und Politik wird 
auch für Deutschland und andere europäische Länder kon-
statiert (siehe z.B. Das Parlament, 3. Januar 2011).
tender Pluralisierungs- und Individualisierungs-
prozesse – zunehmend komplexer werdende ge-
sellschaftliche Beziehungen und die Notwendig-
keit neuer Formen der Integration. Seit September 
2010 wurden allein drei Studiensitzungen für das 
Politbüro und weitere Spitzenkader aus den Pro-
vinzen abgehalten, auf denen Partei- und Regie-
rungschef Hu Jintao seine Vorstellungen von ei-
ner neuen Gesellschaftspolitik unter dem Begriff 
des „sozialen Managements“ (shehui guanli) for-
mulierte. In westlichen Kommentaren wurde die-
ses Konzept, das auch erstmals Eingang in den 
Fünfjahrplan (für die Jahre 2011-2015) fand, auf 
den Aspekt der Repression reduziert und dabei 
auf die verstärkte Unterdrückung von Rechtsakti-
visten nach dem Beginn der Jasmin-Revolutionen 
in den arabischen Ländern verwiesen. Tatsäch-
lich aber beinhaltet es eine weit größere Bandbrei-
te von Maßnahmen zur Neuausrichtung des Ver-
hältnisses von Staat und Gesellschaft, wie die fol-
gende Darstellung dieses Konzeptes zeigt. Im An-
schluss daran soll an einigen Beispielen gezeigt 
werden, dass Partei und Regierung in China der 
Bevölkerung letztlich immer noch misstrauen und 
daher von einem gemeinsamen „Management“ 
auf absehbare Zeit keine Rede sein kann.
Soziale Widersprüche und „soziales 
Management chinesischer Prägung“
Bereits Ende des Jahres 2009 soll Hu Jintao die 
ganze Partei eindringlich davor gewarnt haben, 
dass sich die gesellschaftlichen Widersprüche in 
den kommenden drei Jahren bis zum Jahr 2012 
(dem Zeitpunkt des nächsten Parteitages und des 
Führungswechsels) weiter zuspitzen könnten und 
dass es darauf ankomme, diesen bereits vor ihrem 
Ausbruch oder zumindest unmittelbar danach ak-
tiv zu begegnen und zu kontrollieren (Luo 2010). 
Wer diese Warnung für übertrieben gehalten ha-
ben mag, da China zu diesem Zeitpunkt die globa-
le Finanz- und Wirtschaftskrise bereits erfolgreich 
überwunden hatte, wurde Anfang des Jahres 2010 
eines Besseren belehrt, als das Land seine längste 
Streikwelle seit vielen Jahren erlebte. Und allem 
Anschein nach hat auch seitdem die Zahl der Pro-
teste und Aktionen in der Bevölkerung nicht ab-
genommen. Die letzte offizielle Angabe des Min-
isteriums für Öffentliche Sicherheit zur Zahl der 
so genannten Massenvorfälle (Proteste, Demons-
trationen, Streiks usw.) lautet 87.000 für das Jahr 
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2005. Für das Jahr 2010 geht der Soziologe Sun Li-
ping inzwischen von 180.000 aus (Sun 2011). Dazu 
zählten in jüngster Zeit auch so extreme Formen 
wie die drei Bombenanschläge eines Arbeitslosen 
im Mai 2011 in Fuzhou.
Hus Warnung hat auch Eingang in den 12. 
Fünfjahrplan gefunden, der die nächsten fünf Jah-
re als außerordentlich wichtig für die Entwicklung 
Chinas beschreibt, nämlich für das Erreichen ei-
ner Gesellschaft mit mittlerem Wohlstand, für die 
Konsolidierung der Reformen und für die Trans-
formation des Entwicklungsmodus (NPC 2011).2 
Angesichts eines komplizierter gewordenen in-
ternationalen Umfelds und einer komplexeren in-
nenpolitischen Situation „mit signifikant angestie-
genen sozialen Widersprüchen“ sei dies eine Zeit 
„mit strategischen und historisch seltenen Mög-
lichkeiten“, aber auch „mit vorhersagbaren und 
nicht vorhersagbaren Risiken und Herausforde-
rungen“.
Alle Parteimitglieder, so Hu im September 
2010 vor dem Politbüro, müssten ihre Sinne für 
diese Chancen und Risiken schärfen. Während 
einer Studiensitzung stellte er hier erstmals sei-
ne Vorstellungen zur „Verbesserung des sozia-
len Managements und der öffentlichen Dienstleis-
tungen“ vor, da im jetzigen Stadium des sozialis-
tischen Aufbaus, in dem sich mit der wirtschaft-
lichen Entwicklung auch die sozialen Strukturen 
veränderten, die Interessenmuster neue Formen 
annehmen und sich die Vorstellungen und Kon-
zepte des Volkes änderten, „unvermeidlich eine 
große Zahl von Konflikten und Widersprüchen“ 
entstehe. Die Partei müsse die Interessen aller 
Gruppen der Bevölkerung in Betracht ziehen und 
auf ihre Meinungen und Beschwerden hören (Hu 
2010).
Vor allem auf einer weiteren Studiensitzung 
vom 19. bis 23. Februar 2011 an der Zentralen 
Parteihochschule und noch einmal am 30. Mai 
vor dem Politbüro erläuterte Hu seine Konzepti-
on ausführlicher (Hu 2011a, 2011b). Hauptaufga-
be des sozialen Managements sei die Koordinie-
rung der sozialen Beziehungen, die Standardisie-
rung sozialen Verhaltens, die Lösung sozialer Wi-
dersprüche, die Förderung sozialer Fairness, der 
Umgang mit sozialen Risiken und Gefahren sowie 
der Erhalt der sozialen Stabilität. Dies müsse „un-
ter der Leitung durch die Parteikomitees, in der 
Verantwortlichkeit der Regierungen, in Abstim-
2 Siehe dazu GIGA Focus Asien 3/2011.
mung mit der Gesellschaft und unter Beteiligung 
der Öffentlichkeit“ erfolgen. Entsprechend fordert 
Hu u.a., die Arbeit an der Basis zu stärken, sozi-
ale Organisationen einzubeziehen, die öffentliche 
Sicherheit zu verbessern und die öffentliche Mei-
nung mehr zu steuern.
In der Sprache des Fünfjahrplans lautet die 
Agenda:
• Innovation des Systems des sozialen Manage-
ments, d.h. vor allem Selbstmanagement auf 
den untersten Verwaltungsebenen und ein Ma-
nagement, das durch Beachtung der Bevölke-
rungsinteressen bereits Konflikten vorbeugt, 
diese dann kommunikativ und konsultativ 
frühzeitig löst und auch bei plötzlichen Notfäl-
len die nötigen Kapazitäten bereithält.
• Aufbau und Stärkung von Nachbarschaftsvier-
teln (shequ) in Stadt und Land sowie Verbesse-
rung ihrer Verwaltungs- und Dienstleistungs-
kapazitäten.
• Entwicklung sozialer Organisationen, die die 
Bedürfnisse der Bevölkerung reflektieren, 
Übertragung von Funktionen an diese, aber 
auch deren verbesserte Überwachung durch 
das Recht, die Regierung, die Öffentlichkeit 
und sie selbst.3
• Verbesserung der Kommunikation zwischen 
Gesellschaft und Partei, z.B. durch mehr Trans-
parenz und öffentliche Konsultationen, durch 
verbesserte Petitionsmechanismen und eine 
größere Rolle für soziale Organisationen, Mas-
senmedien und das Internet bei der Formulie-
rung der öffentlichen Meinung und sozialer 
Sorgen.
• Verbesserte Mechanismen zum Erkennen, Vor-
beugen und Lösen von Konflikten sowie zur Ri-
sikobewertung wichtiger Projekte.
• Ausbau und Modernisierung des Systems der 
öffentlichen Sicherheit zur Vorsorge und Ge-
fahrenabwehr in den Bereichen Lebensmittel- 
und Medikamentensicherheit, Arbeitssicher-
heit und Notfallmanagement.
• Stärkung der Einrichtungen der öffentlichen 
Sicherheit, auch der Grundstrukturen kom-
munaler Polizeiarbeit und Aufbau eines lan-
desweiten Informationspools über die Bevöl-
3 Zu den „sozialen Organisationen“ zählen alle Verbände, Stif-
tungen, Vereinigungen etc. unter Beteiligung der Öffentlich-
keit, die nicht unmittelbar der Partei und Regierung unter-
stehen oder unternehmerischem Interesse folgen – also auch, 
aber bei Weitem nicht allein, NGOs.
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kerung, zur kombinierten Prävention und Ab-
wehr von Gefahren.
Wie diese erstmals in einem Extrateil des Fünf-
jahrplans aufgeführten Vorhaben belegen, zielt 
das Konzept des sozialen Managements, so wie es 
Hu formuliert hat und wie es dann auch von sei-
nen Kollegen Zhou Yongkang (verantwortlich für 
die öffentliche Sicherheit) und Xi Jinping (der de-
signierte nächste Parteivorsitzende) erläutert wur-
de, nicht nur auf eine Verbesserung des Repressi-
onsapparates ab, sondern generell auf institutio-
nelle Reformen im sozialen Bereich. Ziel ist, auf 
der einen Seite den Schutz ziviler Rechte und öf-
fentlicher Interessen unter Einbeziehung sozialer 
Organisationen und durch verbesserte Kommu-
nalarbeit zu ermöglichen und auf der anderen Sei-
te die Kapazitäten für den Umgang mit Notfällen 
(einschließlich großer Proteste) zu erweitern.
Entsprechende Reformen sind immer wieder 
von chinesischen Wissenschaftlern und kritischen 
öffentlichen Intellektuellen gefordert worden, die 
vor allem beklagen, dass soziales Management 
bisher eigentlich nur NACH dem Auftreten von 
sozialen Problemen einsetze, also eher „Krisen-
management“ sei. Die bestehenden Institutionen 
seien noch sehr schlecht darin, die reale Gefahr 
von Situationen zu beurteilen. Von 72 „öffentli-
chen Krisen“4 im Jahr 2010, die Forscher der Jiao-
tong Universität in Shanghai untersuchten, wur-
den 67 durch die neuen Medien, darunter auch 
Mikroblogs, aufgedeckt, zu einem Drittel noch am 
gleichen Tag (Wang 2011). 
Ob nun aber das neu formulierte Konzept dazu 
geeignet sein wird, die Sensibilität für die Interes-
sen der Menschen und die neu erwachenden Be-
dürfnisse zu erhöhen, lässt sich derzeit noch nicht 
beurteilen. Erfahrungen mit anderen Konzepten, 
aktuelle Ereignisse und vereinzelt öffentlich aus-
getragene Auseinandersetzungen lassen zumin-
dest Zweifel aufkommen.
Innovation unter Druck
Ein zentrales Schlagwort des Konzepts lautet „In-
novation“. Vor allem auf der lokalen Ebene sollen 
neue Formen des Umgangs mit der Bevölkerung 
entwickelt werden, um deren Bedürfnisse besser 
erkennen und befriedigen zu können sowie unter 
4 Vor allem Probleme „bei der Rechtsumsetz ung“ (1��), Kata-
strophen und Unfälle (15,3�) und Korruptionsfälle.
öffentlicher Beteiligung die kommunale Selbstver-
waltung zu verbessern. Eine wichtige Rolle soll 
dabei den Nachbarschaftsvierteln zukommen, als 
Ersatz für die danwei und quasi als Keimzelle der 
Zivilgesellschaft.5 Allerdings werden sie von den 
Parteikomitees dominiert und konnten sich bisher 
nicht zu Organen der „Selbstverwaltung“ entwi-
ckeln.
Außerdem haben mehrere chinesische Unter-
suchungen gezeigt, dass Lokalregierungen über-
wiegend nur „unter Druck“ politischer Krisen 
oder anderer Notfälle innovativ sind. Während 
von den Regierungen selbst veranlasste Reformen 
häufig auf die Verbesserung kommunaler Dienst-
leistungen abzielen, kommt es vor allem auf Druck 
der Bevölkerung zu Reformen in sozialen und po-
litischen Bereichen, z.B. für mehr soziale Gerech-
tigkeit oder öffentliche Beteiligung (Zhao n.y.).
Sabotage des Petitionssystems
Der Umgang mit Petitionen, zu denen jeder chi-
nesische Bürger ein Recht hat, soll laut Hu ver-
bessert werden, damit die Regierungen früher 
und besser über die Meinungen und Beschwer-
den der Öffentlichkeit unterrichtet werden und 
ihre Arbeit entsprechend ausrichten können. Mi-
nisterpräsident Wen unterstützte diese Forde-
rung demonstrativ durch den Besuch eines Staat-
lichen Büros für Petitionen in Beijing (China Dai-
ly 2011). Zugleich sind die staatlichen Anreiz- und 
Kontrollstrukturen aber so gestaltet, dass die Lo-
kalregierungen alles tun, um Petitionen oder de-
ren Bekanntwerden auf höheren Ebenen zu ver-
hindern, z.B. durch den Einsatz von Polizeikräf-
ten zum „Einfangen“ oder die Nutzung geheimer 
„schwarzer Gefängnisse“.
Schon im Jahr 2005 hatte die Zentralregierung 
durch ein neues Petitionsgesetz versucht, die Lo-
kalregierungen stärker in die Pflicht zu nehmen 
und so zu verhindern, dass eine weiter steigende 
Zahl von Beschwerdeführern die zuständigen, 
aber ignoranten Ebenen „überspringen“ und sich 
an höhere Ebenen bis schließlich Beijing wenden. 
Da aber der Erhalt von Stabilität bei den Kader-
evaluierungen sehr schwer wiegt und dies z.B. mit 
Kennziffern über das Vorkommen von Petitionen 
und die Zahl von Petitionären in Beijing gemessen 
wird, verlassen sich die Lokalregierungen eher 
5 Siehe die Beiträge in Social Sciences in China, Februar 2008.
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auf Maßnahmen der Einschüchterung und Unter-
drückung sowie des Abfangens und Wegsperrens 
von Petitionären als auf die Ergründung und Lö-
sung von deren Anliegen – zumal wenn sich Be-
schwerden gegen sie selbst richten. Sie befinden 
sich damit sogar im Einklang mit der Zentralre-
gierung, die nach einer kurzen Zeit der Ermuti-
gung ab dem Jahr 2006 auch zur Unterdrückung 
„nicht normaler“ Petitionen griff, als diese Über-
hand zu nehmen drohten – und die Lokalregie-
rungen unter Androhung disziplinarischer Maß-
nahmen zur Einschränkung des Petitionswesens 
zwang. Mit anderen Worten: Die Zentrale selbst 
veranlasst die lokalen Behörden zur Sabotage des 
Petitionssystems.
Nicht nur diese Entwicklung führt zur Ver-
besserung der kommunalen Strukturen der Poli-
zei und zum Ausbau der Einrichtungen für öffent-
liche Sicherheit. Vorgaben dazu finden sich auch 
in den neuen Konzepten. Im Haushalt für das Jahr 
2011 übertreffen die zentralen und lokalen Aus-
gaben für öffentliche Sicherheit die des Verteidi-
gungsbudgets (Xu und Chen 2011). Im Sinne der 
stärker präventiven Arbeit sollen die Kapazitäten 
außerdem durch die Mobilisierung von Freiwil-
ligen (wie es während der Olympiade schon er-
folgreich praktiziert wurde) und durch den Auf-
bau eines Netzes von Informanten erweitert wer-
den. Außerdem nehmen seit Jahren die (den Si-
cherheitsbehörden unterstehenden) privaten Si-
cherheitsdienste an Bedeutung zu.
Fehlende Transparenz
Wenn durch die Berücksichtigung der Bevölke-
rungsinteressen das Aufstauen von Konfliktstoff 
bereits präventiv vermieden werden soll, dann 
müsste die Bevölkerung auf der Grundlage besse-
rer Informationen an Entscheidungsfindungspro-
zessen teilhaben können. Im 12. Fünfjahrplan wer-
den entsprechend von den Lokalregierungen grö-
ßere Offenheit und öffentliche Anhörungen gefor-
dert – im Einklang mit den langjährigen Bemü-
hungen um e-government. Hu selbst hat schon auf 
dem 17. Parteitag im Jahr 2007 von den vier Rech-
ten gesprochen: dem Recht „zu wissen, teilzuneh-
men, sich auszudrücken und zu überwachen“. 
Auf dem Höhepunkt der Repressionen ge-
gen Regimekritiker im Frühjahr 2011 veröffentli-
chte die Renmin Ribao mehrere Editorials, in de-
nen zu Toleranz gegenüber abweichenden Mei-
nungen aufgefordert wurde und die so treffen-
de Sätze enthielten wie „Pluralität ist das Geheim-
nis des Wohlstands“ (RMRB 29.4.2011) oder „Nur 
durch den Ausdruck von Interessen kann es ei-
ne relative Balance der Interessen geben, und nur 
dann kann es langfristig soziale Stabilität geben“ 
(RMRB 26.5.2011). Allerdings gibt es auch gewich-
tige Gegenstimmen, die Parteikadern z.B. „unver-
antwortliche Bemerkungen“ vorwerfen (RMRB 
25.5.2011).6
So bleibt das Feld der Transparenz und Of-
fenheit hart umkämpft. Auf der einen Seite gibt 
es Rundschreiben des Staatsrates, die alle Regie-
rungsbeamten zur schnelleren und umfassen-
deren Information der Öffentlichkeit auffordern 
(State Council 2011). Auf der anderen Seite gibt es 
die beständigen Versuche, die neuen sozialen Me-
dien wie Blogs, Twitter oder jetzt Mikroblogs in 
den Griff zu bekommen. Auch das neue Konzept 
spricht von einer besseren Kontrolle des Inter-
nets. Im Jahr 2010 sollen 41 Prozent aller Websei-
ten (1,91 Mio.) und 7.000 Internetcafés geschlos-
sen worden sein; zugleich nahm der Umfang der 
bestehenden Seiten um 78,6 Prozent und die Zahl 
der Cafés um 21 Prozent auf 163 Mio. zu (AFP 
13.7.2011; Xinhua 1�.3.2011).
Jüngste Beispiele von Protesten und Internet-
aktivitäten zeigen sowohl die Grenzen der Offen-
heit als auch, dass die Kontrollbemühungen im-
mer wieder von der Realität überholt werden. 
So führten erstens zwar große Proteste in Da-
lian dazu, dass eine chemische Fabrik geschlossen 
werden soll; aber hier wie auch in vielen anderen 
Fällen wurde die Bevölkerung nicht im Vorwege 
informiert und befragt, sondern kann ihre „Inte-
ressen“ erst hinterher kundtun (Zhang 2011).
Zweitens scheiterten die Versuche der Zensur-
behörden, die öffentliche Diskussion der Ursa-
chen für die Schnellzugkatastrophe von Wenzhou 
und ihrer schädlichen Auswirkungen für Chinas 
Nationalstolz zu unterbinden, geradezu kläglich 
an der Flut von Mikroblogeinträgen – 26 Mio. in 
sechs Tagen. Die inzwischen über 460 Mio. Inter-
netnutzer und über �60 Mio. Handybesitzer nut-
zen dieses Medium immer mehr: Im ersten Halb-
jahr 2011 „explodierte“ die Zahl der registrierten 
Mikroblogger um 209 Prozent auf 195 Mio. (Wines 
und LaFraniere 2011; XNA 2011).
6 Diese und andere Beiträge sind auf den Seiten des Hongkon-
ger China Media Project <http://cmp.hku.hk> dokumentiert.
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Regierung und KP wollen sich auf die Zeit, wo 
jedes „kleine Ego … ein Mikrofon hat“, auch da-
durch einstellen, dass alle Beamten und offiziellen 
Einrichtungen, auch die Polizei, ebenfalls bloggen 
(RMRB 2.�.2011). Zugleich wollen sie die Verbrei-
tung von „Gerüchten“ und „Fehlinformationen“ 
bekämpfen. Kritiker weisen auch in diesem Fall 
darauf hin, dass „Gerüchte“ nur durch eine offene 
Informationspolitik zu vermeiden sind (Nanfang 
Dushibao 11.�.2011) und dass „die Überwachung 
durch die öffentliche Meinung eine Form posi-
tiver Berichterstattung“ sei (RMRB 16.6.2011).7
Die „Falle der Zivilgesellschaft“
Im neuen Konzept zum sozialen Management gibt 
es – zur besseren Prävention – verschiedene Vor-
schläge für verstärkte und effizientere Kontroll-
mechanismen, die von den Sicherheitsorganen 
im Zweifelsfall eher genutzt werden als die vagen 
Hinweise zur öffentlichen Partizipation, zumal ih-
re Arbeit ebenfalls nach Stabilitätskennziffern be-
wertet wird. 
So sollen soziale Organisationen zwar geför-
dert, aber auch „einheitlich registriert“ und bes-
ser überwacht werden. Während so auf der einen 
Seite Registrierungsregeln für lokale und wohltä-
tige NGOs gelockert wurden, forderte auf der an-
deren Seite der Generalsekretär der Political and 
Legislative Affairs Commission der Partei, die für 
den Erhalt sozialer Stabilität zuständig ist, dazu 
auf, nicht in die „westliche Falle der ‚Zivilgesell-
schaft‘“ zu treten und das Wachstum von Grup-
pen mit „üblen Motiven“ zu stoppen (Zhou Ben-
shun 2011).
China, so Zhou, könne aber auch vom Ausland 
lernen, wo man mit modernsten Methoden Infor-
mationen über die Bevölkerung sammelt. Auch 
das neue Konzept sieht vor, eine landesweite Be-
völkerungsdatenbank zu schaffen (mit Informati-
onen z.B. der Steuer- und Verkehrsbehörden) und 
das System der ID-Karten zu verbessern.
Management, nicht Governance
Auf seinem Weg in die Moderne muss China ei-
ne Antwort auf die Frage finden, welche Art und 
7 Auch diese Diskussion wird vom China Media Project doku-
mentiert.
Qualität von Sicherheiten es seinen Bürgern bie-
tet, um mit den Risiken der sozialen Transfor-
mation zurechtzukommen. Pläne für die Errich-
tung eines umfassenden sozialen Sicherungssys-
tems im nächsten Jahrzehnt zeigen, dass sich der 
Staat dabei wieder stärker einbringen will. Dass 
Partei und Regierung beim Risikomanagement 
aber auch die Bevölkerung beteiligen müssen, 
um künftig soziale Konfliktherde zu entschärfen, 
scheint im Bewusstsein der Führung angekom-
men zu sein, wie Hus Konzept des „sozialen Ma-
nagements“ zeigt.
Diese Beteiligung soll aber auch weiterhin 
von Partei und Regierungen „gemanagt“ werden, 
denn das Misstrauen gegenüber der Bevölkerung 
und vor allem gegenüber eher autonomen sozia-
len Gruppen wie NGOs bleibt. So orientiert sich 
auch das neue Konzept eher an konservativen Ma-
nagement- und Kontrollvorstellungen als an mo-
dernen Governance-Methoden.
Chinesische Wissenschaftler wie Yu Keping 
oder ehemalige Kader wie Zhou Ruijin sehen dies 
Problem durchaus und fordern von der „ganzen 
Gesellschaft“ in China ein „neues Verständnis der 
Zivilgesellschaft“. Sie sehen in der Aufwertung 
der sozialen Organisationen im Konzept des so-
zialen Managements daher einen wichtigen Fort-
schritt, betonen aber, dass das institutionelle Um-
feld immer noch eher deren Tätigkeit einschränkt 
als ermutigt (Yu 2011a, 2011b). Und sie befürwor-
ten die größtmögliche Öffnung aller Kommunika-
tionskanäle zwischen der Bevölkerung und den 
Regierungen (Zhou Ruijin 2011).
Chinas regierende Kommunistische Partei will 
mit der Umsetzung von Konzepten wie dem zum 
„sozialen Management“ ihre Kapazitäten zur ge-
sellschaftlichen Steuerung nicht etwa aus der 
Hand geben, sondern im Gegenteil verbessern. 
Mit diesem „top-down“-Ansatz setzt sie der von 
ihr selbst angestoßenen verstärkten Partizipation 
der Bevölkerung aber zugleich sehr enge Gren-
zen. Bei aller Kritik an den sozialen Folgen neo-
liberaler Politik in Europa und an den konserva-
tiven Reaktionen auf soziale Unruhen: Von einer 
Modellfunktion des „sozialen Managements chi-
nesischer Prägung“ kann keine Rede sein.
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